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Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik des 
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Der Bundesrat hat in seiner 159. Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf nach der Anlage 2 Stellung zu nehmen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitflts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
(Außenhandelsstatistik - AHStatGes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Über den grenzüberschreitenden Warenver- 
kehr wird eine Bundesstatistik durchgeführt. 

§2 

(1) Anzumelden ist der Warenverkehr über 
die Grenze des Erhebungsgebietes. Anzumel- 
den sind ferner der übrige Warenverkehr 
der Freihäfen, der Zollgewahrsams- und der 
Zollvormerkverkehr sowie der Erwerb und 
die Veräußerung von Seeschiffen. 

(2) Das Erhebungsgebiet umfaßt den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ohne die badi- 
schen Zollausschlüsse. Die Zollanschlüsse ge- 
hören zum Erhebungsgebiet. 

(3) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle beweglichen Sachen. 

§3 

Bei der Anmeldung werden folgende Tat- 
bestände erfaßt: 

1. Anschrift der Auskunftspflichtigen nach 
§ 4; Name des Schiffes oder Zulassungszei- 
chen des Luftfahrzeuges; Ankunfts- oder 
Verladetag; Ein-, Um- oder Ausladehafen; 
im Freihafenverkehr das Lager oder der 
Betrieb; Anlaß der Warenbewegung; Ver- 
kehrsart; 

2. Benennung der Ware; Art der Verede- 
lungsarbeit; Menge; Wert; Wertstellung; 
für den Warenverkehr maßgebende Wäh- 
rung; Herstellungs- oder Verbrauchsland, 
Versendungs- oder Empfangsland, Ein- 


kaufs- oder Käuferland; Zielort oder Her- 
stellungsort im Erhebungsgebiet; Verpak- 
kungsart und -merkmale oder das Beförde- 
rungsmittel; Anzahl und Merkzeichen der 
Güter; 

3. ferner 

a) bei Einfuhr aus Zollvormerklager: Zoli- 
tarifnummer mit Absatz und Unterab- 
satz, Zollsatz, Grund der Zollbefreiung 
oder -ermäßigung, Zollbetrag; 

b) bei Schiffsbedarf: Nationalität des Fahr- 
zeuges, für das die Waren bestimmt sind; 

c) bei Zwischenauslandsverkehr: das Land, 
durch dessen Gebiet die Waren gesandt 
werden, und bei Beförderung über See 
der Seeweg. 

§ 4 

(1) Zur Anmeldung ist verpflichtet 

1. für die in das Zollgebiet eingehenden Wa- 
ren derjenige, der den Zollantrag stellt; 

2. in den übrigen Fällen derjenige, der die 
Waren in dem nach § 6 maßgebenden Zeit- 
punkt besitzt. 

(2) Zur Ausstellung sowie zur Ergänzung 
des Anmeldepapiers ist verpflichtet 

1. für die eingehenden Waren der Einführer; 

2. für die ausgehenden Waren der Ausführer; 

3. in den übrigen Fällen der Anmeldepflich- 
tige. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann zur Er- 
leichterung des Anmeldeverfahrens oder zur 
Regelung von Sonderfällen des Verkehrsab- 
lauts bestimmt werden, daß andere am Wa- 
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renverkehr beteiligte Personen zur Anmel- 
dung sowie zur Ausstellung oder Ergänzung 
des Anmeldepapieres verpflichtet sind. 

§ 5 

(1) Anmeldestellen sind die Zollstellen. 

(2) Durch Rechtsverordnung können zur 
Vereinfachung des Anmeldeverfahrens der 
Kreis der Zollstellen näher bestimmt und be- 
grenzt sowie andere Dienststellen zu An- 
meldestellen erklärt werden. 

§6 

(1) Die Anmeldung ist durch Übergabe der 
amtlich vorgesehenen, ordnungsmäßig ausge- 
füllten Anmeldepapiere durch den Anmelde- 
pflichtigen an die Anmeldestelle zu bewirken. 

(2) Das Anmeldepapier ist der Anmelde- 
stelle zu übergeben 

1 . beim Eingang von Waren in das Erhebungs- 
gebiet, soweit eine Zollabfertigung stattfin- 
det, zugleich mit dem Zollantrag; 

2. beim Ausgang von Waren aus dem Erhe- 
bungsgebiet unverzüglich, sobald die Wa- 
ren am Ort der Anmeldestelle eingetroffen 
oder dort zur Ausfuhr aufgeliefert worden 
sind. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann ein an- 
derer Zeitpunkt der Anmeldung (Absatz 2) 
festgelegt werden: 

1. für die übrigen sowie für besondere Falle 
des Wareneingangs oder Warenausgangs; 

2. soweit andere Rechtsvorschriften über die 
Wareneinfuhr und die Warenausfuhr dies 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfa- 
chung erfordern. 

§7 

(1) Die Frachtführer im Land- und Luft- 
verkehr haben im Falle der Ausfuhr bei der 
Übergabe der Anmeldepapiere an die Anmel- 
destelle schriftlich zu erklären, daß in ihnen 
alle der Anmeldepflicht unterliegenden Fracht- 
stücke aufgeführt sind. 

(2) Für jedes von See in einen Freihafen 
beladen eingehende und für jedes seewärts 
oder auf einem Binnengewässer beladen aus- 
gehende Schiff ist vom Verfrachter oder 
Frachtführer oder, wenn kein Frachtgeschäft 
vorliegt, vom Besitzer der Ladung der An- 
meldestelle ein Ladungsverzeichnis einzurei- 
chen. Bei aus Freihäfen nach See ausgehenden 


Schiffen kann von der Anmeldestelle, soweit 
Schiffszettel oder sonstige Verlade- oder 
Übergabepapiere eingeführt sind, eine Aus- 
fertigung eines dieser Papiere vom Verlader 
verlangt werden. 

(3) Die Ladungsverzeichnisse nach Absatz 2 
müssen folgende Angaben enthalten: Anzahl, 
Verpackungsart und Merkzeichen der Pack- 
stücke sowie in deutscher Sprache Benennung 
und Menge der geladenen Waren, und zwar 
in Übereinstimmung mit den Konnossement 
ten oder sonstigen Ladungspapieren, ferner 
die Namen der Auskunftspflichtigen nach § 4. 
Die Angaben über die Waren sind in den La- 
dungsverzeichnissen nach Einlade- oder Aus- 
ladehäfen zu ordnen. Beim Ausgang sind die 
Sendungen in laufender Nummernfolge in die 
Ladungsverzeichnisse einzutragen. Auf der 
Konnossementen sind diese Nummern anzu- 
geben. Die Ladungsverzeichnisse müssen die 
Erklärung des Verfrachters oder Frachtfüh- 
rers enthalten, daß in ihnen alle in den Schif- 
fen verladenen Waren verzeichnet sind. Bei 
unbeladenen Schiffen ist vom Schiffsführer 
schriftlich zu erklären, daß das Schiff unbela- 
den ist. Die Ladungsverzeichnisse der von 
See in einen Freihafen zum Löschen eingehen- 
den Schiffe sind innerhalb 8 Tagen nach der 
Ankunft der Schiffe einzureichen. Für die aus 
den Freihäfen nach See ausgehenden Schiffe 
sind die Ladungsverzeichnisse binnen 8 Tagen, 
für die aus anderen Seehäfen nach See aus- 
gehenden Schiffe binnen 3 Tagen nach der 
Abfahrt der Schiffe einzureichen, falls der 
Verfrachter eine Niederlassung oder eine 
ständige Vertretung (Makler, Agentur) im 
Ausgangshafen hat. In anderen Fällen ist das 
Ladungsverzeichnis der ausgehenden Schiffe 
sogleich nach Beendigung der Verladung ein- 
zureichen. Auf Anfordern sind den Anmelde- 
stellen auch über die Sendung vorhandene; 
Konnossemente, Frachtkarten und Ladelisten 
zur Einsicht vorzulegen. 

(4) Im Zoll- und Freihafenverkehr können 
zur Sicherung der Anmeldung auch weitere 
am Warenverkehr und Transport beteiligte 
Personen durch Rechtsverordnung verpflich- 
tet werden, Angaben über Waren, deren 
Herkunft, Bestimmung und Verbleib zu ma- 
chen; örtliche Schiffsmeldestellen können ver- 
pflichtet werden, den Ein- und Ausgang der 
Schiffe der Anmeldestelle anzuzeigen. 

(5) Bei der Ausfuhr von Waren des Zoll- 
oder Verb rauch Steuerverkehrs hat der Zoll- 
oder Steuerbeteiligte das Anmeldepapier der 
Zollstelle vorzulegen, die die Zoll- und Steuer- 
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papiere ausfertigt. Entsprechendes gilt, wenn 
ein Nämlichkeitsschein oder Musterpaß für 
Freigut ausgefertigt wird. 

§ 8 

In Ausnahmefällen können zur Vermeidung 
unbilliger Härten oder aus Gründen einer 
erhebungstechnischen V ereinf achung durch 
Rechtsverordnung Erleichterungen im An- 
meldeverfahren oder Befreiungen von der 
Anmeldung oder Ausnahmen von den Vor- 
schriften des § 7 gewährt werden, soweit es 
mit dem Zweck der Außenhandelsstatistik 
vereinbar ist. In besonders gelagerten Einzel- 
fällen können derartige Erleichterungen und 
Befreiungen auch durch den Präsidenten des 
Statistischen Bundesamtes verfügt werden. 

§ 9 

(1) Zur Auskunft verpflichtet nach § 10 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1314) sind Personen, die ver- 
pflichtet sind: 

1. nach § 4 Abs. 1 zur Anmeldung; 

2. nach § 4 Abs. 2 zur Ausstellung sowie zur 
Ergänzung des Anmeldepapiers; 

3. nach einer auf Grund von §§ 4 Abs. 3, 13 
Nr. 1 erlassenen Rechtsverordnung zur 
Anmeldung, zur Ausstellung oder Ergän- 
zung des Anmeldepapiers; 

4. nach § 7 Abs. 1 und 3 zur Abgabe der dort 
bezei ebneten Erklärungen; 

5. nach § 7 Abs. 2 zur Ausfüllung der dort 
bezeichneten Papiere; 

6. nach einer auf Grund von §§ 7 Abs. 4, 13 
Nr. 1 erlassenen Rechtsverordnung zu Er- 
klärungen und Anzeigen. 

(2) Die Anmeldestellen können im Zeit- 
punkt der Anmeldung (§ 6) durch Vergleich 
der Beförderungspapiere oder sonstiger Be- 
gleitpapiere mit den Anmeldepapieren oder 
durch Beschau der Waren nachprüfen, ob die 
nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen ihrer Auskunftsverpflichtung ent- 
sprochen haben. 

§ 10 

(1) Die Außenhandelsstatistik ist vom Sta- 
tistischen Bundesamt nach § 2 Nr. 2 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke zu 
erheben und aufzubereiten. 

(2) Das Statistische Bundesamt kann den 
Statistischen Ämtern in Hamburg, Bremen 
und Lübeck die für deren statistische Zwecke 


erforderlichen Unterlagen zur selbständigen 
Bearbeitung zur Verfügung stellen. 

§ n 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben 
für den Dienstgebrauch der fachlich zuständi- 
gen obersten Bundes- und Landesbehörden ist 
zugelassen, wenn der Name der Auskunfts- 
pflichtigen nicht bekanntgegeben wird. 

(2) Die Ergebnisse der Außenhandelssta- 
tistik können nach Waren, nach fremden Län- 
dern und nach Bundesländern gegliedert ver- 
öffentlicht werden, wenn der Name der Aus- 
kunftspflichtigen nicht bekanntgegeben wird. 

§ 12 

Abkommen mit fremden Staaten bleiben 
unberührt. 

§ 13 

Der Bundesminister für Wirtschaft und der 
Bundesminister der Finanzen werden ermäch- 
tigt, im Einvernehmen miteinander 

1. die in § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 3, 
§ 7 Abs. 4 und § 8 vorgesehenen Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen; 

2. durch Rechtsverordnung die in §§ 3 und 4 
verwendeten Begriffe näher zu bestimmen 
und Durchführungsbestimmungen für das 
Anmeldeverfahren zu erlassen. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nicht für den Warenver- 
kehr mit den Währungsgebieten der Deut- 
schen Mark der Deutschen Notenbank (DM- 
Ost). 

§15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes. 

§ 16 

(1) § 13 tritt am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen 
tritt dieses Gesetz einen Monat nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die §§ 1 Abs. 1, 18 
und 19 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik 
des Warenverkehrs mit dem Ausland vom 
31. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 645) außer 
Kraft. 
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Begründung 


A. ALLGEMEINE BEGRÜNDUNG 

I. Rechtsgrundlage 

Die Außenhandelsstatistik wurde durch den 
Deutschen Zollverein bereitis 1834 eingeführt. 
Nach der Reichsgründung erhielt sie ihre ge- 
setzliche Grundlage durch die Reichsgesetze 
vom 20. Juli 1879 und vom 7. Februar 1906. 
Nach 1906 ist die Gesetzgebung des Reichs 
über die Außenhandelsstatistik, der Entwick- 
lung folgend, wiederholt geändert worden; 
zuletzt durch das Gesetz über die Statistik des 
Warenverkehrs mit dem Ausland (Außenhan- 
delsstatistik — HStaG — ) vom 31. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 645). Dieses Gesetz wurde 
durch die Verordnung über die Statistik des 
Warenverkehrs mit dem Ausland (Außenhan- 
delsstatistik) vom 4. April 1944 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 93) bis auf § 1 Abs. 1 und die §§18 
und 19 Abs. 1 außer Kraft gesetzt. 

Die Außenhandelsstatistik war eine der ersten 
Statistiken, die bald nach dem Zusammen- 
bruch wieder aufgenommen wurden. Die „Ge- 
meinsame Anordnung der Verwaltungen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur Durch- 
führung von Statistiken“ vom 1. Juni 1949 
— Ifd. Nr. 30 der Anlage — (Öffentlicher 
Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
Nr. 50 S. 1) bildete in Verbindung mit den 
noch in Kraft gebliebenen Vorschriften des 
„Gesetzes über die Statistik des Warenver- 
kehrs mit dem Ausland“ vom 31. Marz 1939 
ihre gesetzliche Grundlage in der Nachkriegs- 
zeit. Mit dem. vorliegenden Gesetzentwurf 
soll die den Vorschriften des Gesetzes über 
die Statistik lür Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
entsprechende Rechtsgrundlage geschaffen 
werden. 

II. Bedeutung der Außenhandelsstatistik 

Die Außenhandelsstatistik dient den obersten 
Verwaltungsbehörden als unentbehrliches 
Hilfsmittel für die Erfüllung ihrer wirt- 
schafts-, handels- und zollpolitischen Aufga- 
ben. Sic bildet eine wichtige Unterlage für 
den Abschluß von Handels- und Zolltarifver- 
trägen mit fremden Staaten, für die Aufstel- 
lung der Handels- und Zahlungsbilanz der 
Bundesrepublik, für die Aufstellung und 
Weiterbildung des Zolltarifs. Angesichts der 
engen Verflechtung der Bundesrepublik mit 
der Weltwirtschaft ist eine genaue Kenntnis 


der Warenströme über die Grenzen zwin- 
gend erforderlich. 

In gleicher Weise ist die Außenhandelsstatistik 
unentbehrlich für die laufenden Einzeldispo- 
sitionen der Unternehmen, sei es, daß diese 
unmittelbar oder mittelbar mit der Außen- 
wirtschaft verbunden sind. 

Außerdem wird die Außenhandelsstatistik 
auch benötigt, um die im Rahmen multilate- 
raler Vereinbarungen (OEEC, Internatio- 
naler Währungsfonds, GATT, Weltbank, 
Montan-Union usw.) auftretenden Anforde- 
rungen an statistischen LJnterlagcn über die 
Außenhandelssituation der Bundesrepublik 
erfüllen zu können. 

Entsprechend der zunehmenden Verflechtung 
der einzelnen Volkswirtschaften untereinan- 
der sowie der Vertiefung der Erkenntnisse 
volkswirtschaftlicher Zusammenhänge sind 
die Anforderungen, die heute an die Außen- 
handelsstatistik von allen Beteiligten gestellt 
werden müssen, größer als früher. 

III. Grundzüge des Gesetzes 

Das vorliegende Gesetz soll — in Überein- 
stimmung mit der internationalen Handha- 
bung der Außenhandelsstatistik — die sta- 
tistische Erfassung des die Grenze überschrei- 
tenden Warenverkehrs, auch soweit er nicht 
kommerzieller Art ist, regeln. Ausgenommen 
ist der grenzüberschreitende Warenverkehr, 
der auf Grund des Völkerrechts oder auf 
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen 

e ,n er du^ch ^ e m c ch ° Ta tnnc«-ct-o]lon 

entzogen ist. Außenhandelsgeschäfte, bei 
denen das Kriterium des Grenzübergangs 
fehlt — also Geschäfte eines Ausländers im 
Inland oder eines Inländers im Ausland — , 
werden dagegen grundsätzlich nicht durch das 
Gesetz erfaßt. 

Die frühere Bezeichnung „Gesetz über die 
Statistik des Warenverkehrs mit dem Aus- 
land“ wurde nicht übernommen, um den 
gegenwärtigen politischen Verhältnissen Rech- 
nung zu tragen. Als Kurzbezeichnung läßt 
sich der international übliche Ausdruck 
„Außenhandelsstatistik“ jedoch vertreten. 

Die am grenzüberschreitenden Warenverkehr 
beteiligten Personen werden durch das Gesetz 
zur Anmeldung und zur Ausstellung von 
Anmeldepapieren verpflichtet. Da die zur An- 
meldung Verpflichteten oft nicht in der Lage 



sind, die geforderten Angaben ordnungs- 
gemäß zu liefern, wurde für diese Fälle wei- 
teren Personengruppen, vor allem Impor- 
teuren, Exporteuren und Frachtführern (Ver- 
frachtern) die Pflicht zur Ausstellung von An- 
meldepapieren auferlegt. 

Anmeldestellen sind im allgemeinen die Zoll- 
stellen, denen ohnehin die Überwachung des 
Warenverkehrs über die Grenze obliegt. Zur 
Vereinfachung der Verwaltung und Ent- 
lastung der Anmeldepflichtigen erfolgt die 
statistische Anmeldung in der Regel in Ver- 
bindung mit anderen unentbehrlichen Ver- 
waltungsvorgängen beim Grenzübergang oder 
bei der Zollabfertigung vor (bei der Ausfuhr) 
oder nach dem Grenzübergang (bei der Ein- 
fuhr). 

Die Außenhandelsstatistik kann technisch 
und methodisch einwandfrei nur von einer 
Stelle durchgeführt werden. Sie wurde des- 
halb seit ihrem Bestehen stets zentral geführt. 

Die in dem Gesetz vorgesehenen Ermächti- 
gungen zum Erlaß von Durchführungsver- 
ordnungen (vgl. § 13) sollen es ermöglichen, 
zur Erleichterung für die Anmeldepflichtigen, 
zur Vermeidung von Härten und zur Ver- 
einfachung der Verwaltung in besonders ge- 
lagerten Fällen des Warenverkehrs das An- 
meldeverfahren oder den Zeitpunkt der An- 
meldung abweichend von den allgemeinen 
Vorschriften des Gesetzes regeln zu können. 


B. BEGRÜNDUNG IM EINZELNEN 

Zu § 2 

Die Bestimmungen behandeln den Gegen- 
stand der statistischen Erhebungen sowie den 
räumlichen Geltungsbereich des Gesetzes. Der 
Begriff des „Erhebungsgebietes“ wurde ein- 
geführt, da das für die Zwecke der Außen- 
handelsstatistik zu umschreibende räumliche 
Gebiet nicht mit dem politischen Staatsgebiet 
(Geltungsbereich des Grundgesetzes) oder“ 
dem Zollgebiet übereinstimmt. Näheres er- 
gibt sich aus Absatz 2. Der Erwerb und die 
Veräußerungen von Seeschiffen (Absatz 1) 
müssen besonders angemeldet werden, gleich- 
gültig ob diese im Inland oder im Ausland 
erfolgen, weil Seeschiffe im allgemeinen nicht 
als Ware, sondern als Transportmittel die 
Grenze überschreiten. Im übrigen wird die 
Schiffsbestandsstatistik durch dieses Gesetz 
nicht berührt (Bestimmungen über die Sta- 
tistik der Seeschiffahrt vom 27. Juni 1907, 
Zentralblatt für das Deutsche Reich 1907 


S. 371) in Verbindung mit § 16 Abs. 1 
StatGes. 

Zu § 3 

Die zu erfassenden Tatbestände entsprechen 
Mindestanforderungen, die von der Verwal- 
tung an die Außenhandelsstatistik gestellt 
v^erden müssen. Die Erfassung dieser Tatbe- 
stände ermöglicht die Darstellung der bedeut- 
samen zwischenstaatlichen Güterströme so- 
wie der daraus resultierenden Geldströme in 
der notwendigen Feingliederung. 

Als Anlaß der Warenbewegung (Nummer 1) 
sind u. a. anzusehen: Kauf, Verkauf, Kon- 
signation, Kommission usw. 

Als Verkehrsarten (Nummer 1) sind zu un- 
terscheiden Einfuhr, Ausfuhr, Schiffsbedarf, 
Durchfuhr (einschl, des See- und Luftum- 
schlagverkehrs) und Zwischenauslandverkehr. 
Angaben über Menge und Wert (Nummer 2) 
sind erforderlich, weil diese Maßstäbe bei 
den verschiedenen Warenarten von unter- 
schiedlicher Bedeutung und beide zusammen 
für die Beurteilung des Außenhandels not- 
wendig sind; Entsprechendes gilt für Angaben 
über die Wahrung. Ebenso ist die Kenntnis 
der Art der Veredlungsarbeiten für die wirt- 
schaftspolitische Beurteilung wesentlich. Mit 
der Unterscheidung nach Herstellungs-, Ver- 
sendungs- und Einkaufsland sowie nach Ver- 
brauchs-, Empfangs- und Käuferland wird 
dem Internationalen Abkommen über Wirt- 
schaftsstatistik (Genf) vom 14. Dezember 
1928 entsprochen. Das Herstellungs- bzw. 
Verbrauchsland kennzeichnet diejenigen Län- 
der, mit denen letztlich ein Warenaustausch 
stattfindet. 

Das Versendungs- bzw. Empfangsland kenn- 
zeichnet die Länder, mit denen im Rahmen 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
Verkehrsbeziehungen bestehen. 

Das Einkaufs- bzw. Käuferland kennzeichnet 
die Länder, mit denen Außenhandelsgeschäfte 
abgeschlossen werden und in denen die Ver- 
tragspartner ihr Geschäft betreiben. 

Praktisch kann das gleiche Land bei der Ein- 
fuhr Herstellungs-, Versendungs- und Ein- 
kaufsland bzw. bei der Ausfuhr Verbrauchs-, 
Empfangs- und Käuferland sein. Es gibt hier- 
von aber ins Gewicht fallende Abweichungen, 
deren Kenntnis volkswirtschaftlich und han- 
delspolitisch von Bedeutung ist und die fest- 
zustcllen die Außenhandelsstatistik ermög- 
lichen soll. 
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Durch die Angabe des Zielortes im Er- 
hebungsgebiet lassen sich die Beziehungen 
der großen Hafenstädte zu ihrem Hinterland 
erkennbar machen. 

Die Angabe des Herstellungsortes ermöglicht 
die Darstellung der Ausfuhr in einer Auf- 
gliederung nach Bundesländern. 

Angaben über Verpackungsart und -merk- 
male oder das Beförderungsmittel und dgl. 
dienen technischen Erfordernissen einer Kon- 
trolle sowie der Beobachtung des Warenver- 
kehrs unter verkehrspolitischen Gesichts- 
punkten. 

Zu §4 

Begrifflich ist zu unterscheiden zwischen den 
zur Anmeldung Verpflichteten (Absatz 1) 
und den zur Ausstellung oder Ergänzung des 
Anmeldepapiers Verpflichteten (Absatz 2). 
Wer zur Ausstellung der Anmeldepapiere 
verpflichtet ist, trägt die Verantwortung für 
deren Inhalt. Wer zur Anmeldung verpflich- 
tet ist, trägt die Verantwortung für die Über- 
gabe der Meldepapiere an die Meldestelle. 
Anmeldepflichtiger ist im allgemeinen der Be- 
sitzer der Waren, der bei der Einfuhr im all- 
gemeinen mit demjenigen identisch ist, der 
den Zollantrag stellt. Bei dem zur Anmel- 
dung Verpflichteten und dem zur Ausstellung 
der Anmeldepapiere Verpflichteten kann es 
sich um dieselbe Person handeln. 

Absatz 3 sieht eine Ermächtigung vor zum 
Erlaß von Durchführungsbestimmungen in 
Form einer Rechtsverordnung, durch die der 
zur Anmeldung verpflichtete Personenkreis 
zur Erleichterung für die Verpflichteten oder 
für die Verwaltung in besonders gelagerten 
Fällen (z. B. Freihafenverkehr, Seeschiffs- und 
Luftverkehr) so bestimmt werden kann, daß 
sich die allgemeinen Vorschriften dieses Ge- 
setzes den besonderen Verhältnissen anpas- 
sen. 

Zu § 5 

Zu Absatz 1: Siehe Allgemeine Begründung 
Ziffer III (Grundzüge des Gesetzes). 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen gemäß Absatz 2 läßt die Möglich- 
keit offen, andere Dienststellen zu Anmelde- 
stellen zu erklären, falls, wie z. B. im Frei- 
hafen Hamburg, die Überwachung des Wa- 
renverkehrs nicht in die Zuständigkeit der 
Zollverwaltung gehört. 


Zu § 6 

Zu Absatz 1: Ein besonderes Anmeldepapier 
ist notwendig, da keines der beim Grenzüber- 
gang verlangten Papiere, wie Zollanmeldung 
oder Transportbegleitpapiere, die für die Er 
Stellung der Außenhandelsstatistik erforder- 
lichen Angaben vollständig enthält. 

Zu Absatz 2: Diese Vorschriften stimmen den 
Zeitpunkt der Anmeldung soweit wie mög- 
lich mit anderen Vorgängen der Ein- und 
Ausfuhr ab. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung ermöglicht 
es, zur Entlastung des Gesetzes von Einzelhei- 
ten in besonders gelagerten Fällen (z. B. Wa- 
renverkehr in Freihäfen, Seeumschlagverkehr, 
Zollvormerklagerverkehr) den Zeitpunkt der 
Anmeldung zu bestimmen. 

Zu § 7 

Die verschiedenen hier enthaltenen Vorschrif- 
ten für am Warenverkehr beteiligte Per- 
sonen sowie Schiffsmeldestellen sichern die 
ordnungsgemäße und rechtzeitige Anmeldung 
der Ein- und Ausfuhrwaren und sollen die 
Vollständigkeit der Statistik gewährleisten. 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Durch- 
führungsvorschriften in Form einer Rechts- 
verordnung (Absatz 4) trägt den besonderen 
Verhältnissen des Zoll- und Freihafenver- 
kehrs Rechnung, ohne das Gesetz durch Re- 
gelung von Einzelheiten unübersichtlich zu 
machen. 

Zu § 8 

Die Gewährung von Erleichterungen im An- 
meldev erfahren oder Befreiung von der An- 
meldepflicht auf Grund einer zu erlassenden 
Rechtsverordnung entspricht der bisherigen 
Handhabung und dient z. B. für die Zulas- 
sung der mündlichen Anmeldung bei derEin- 
und Ausfuhr zollfreier Waren im kleinen 
Grenzverkehr, für die Befreiung von der An- 
meldung des persönlichen Reisegutes oder für 
Erzeugnisse aus der Bewirtschaftung von 
Grenzgrundstücken u. a. m. 

Zu § 10 

Diese Vorschriften entsprechen den Auf- 
gaben, die das Statistische Bundesamt im Rah- 
men der Vorschriften des § 2 StatGes wahr- 
nehmen kann. 

Auf die Notwendigkeit der Durchführung 
der Außenhandelsstatistik durch den Bund 
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wurde bereits in der Allgemeinen Begründung 
(Ziffer III) hingewiesen. 

Mit der Vorschrift in Absatz 2 wird dem in 
Hamburg, Bremen und Lübeck bestehenden 
besonderen Interesse an der Erhaltung ihrer 
Statistik über den Verkehr im Seehafen Rech- 
nung getragen. Unter „Statistischen Ämtern“ 
sind diejenigen Behörden zu verstehen, die 
von den Landesregierungen jeweils bestimmt 
werden. 

Zu§ 11 

Die für die Wirtschaft zuständigen Bundes- 
und Landesbehörden benötigen in vielen 
Fällen für ihre Arbeit Einzelangaben, ohne 
daß es hierbei einer Kenntnis des Namens des 
Auskunftspflichtigen bedarf. Mit der Vor- 
schrift in Absatz 1 wird die Rechtsvoraus- 
setzung für die Zulässigkeit der Weiterlei- 
tung der Einzelangaben in diesem Umfange 


in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
in 5 12 Abs. 2 StatGes geschaffen. 

Mit der Vorschrift in Absatz 2 wird es er- 
möglicht, die Ergebnisse der Außenhandels - 
Statistik in dem seit Einführung dieser Sta- 
tistik stets üblichen und notwendigen Um- 
fange zu veröffentlichen. 

Zu § 12 

Der grenzüberschreitende Warenverkehr ist 
in bestimmtem Umfang auf Grund des Völ- 
kerrechts oder auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen einer Erfassung durch 
deutsche Dienststellen entzogen. Insbeson- 
dere bezieht sich das auf das Gut von Per- 
sonen und Einrichtungen, deren Exterri- 
torialität anerkannt wurde (z. B. Gesandt- 
schafts- und Konsulargut). Es bedarf daher 
einer Klarstellung, daß die Vorschriften des 
Gesetzes über die Außenhandelsstatistik in 
diesen Fällen keine Geltung haben. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. Mai 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 
Bonn 


Auf das Schreiben vom 20. April 1956 — 6 — 65109 — 998/56 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
159. Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik des 
grenzüberschreitenden Warenverkehrs (Außen- 
handelsstatistik — AHStatGes) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, da es zu- 
mindest in den §§ 5 Abs. 2, 7 Abs. 4, 10 Abs. 2 und 11 Abs. 1 
Vorschriften über die Regelung des Verwaltungsverfahrens in 
den Ländern im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG enthält. 

2. § 13 

In § 13 sind vor Nr. 1 die Worte einzufügen: „mit Zustimmung 
des Bund es rat es“. 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit der Rechtsverordnungen ergibt 
sich gemäß Artikel 80 Abs. 2 GG aus der Zustimmungsbedürftig- 
keit des Gesetzes. 

3. § 15 

In Satz 2 sind die Worte „auf Grund der in diesem Gesetz ent- 
haltenen Ermächtigungen“ zu ersetzen durch die Worte „auf 
Grund dieses Gesetzes“. 

Begründung 

Anpassung an die übliche Ausdrucksweise bei der Berlin-Klausel. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 


9 


Altmeier 

Vizepräsident 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 

Bundesrates nicht. 

Im einzelnen wird bemerkt: 

a) Zu § 5 Abs, 2 

Die in dem Gesetz zu treffenden Vor- 
schriften über die Regelung des Verwal- 
tungsverfahrens gelten wie das gesamte 
Gesetz zunächst nur für Bundesbehörden, 
so daß Artikel 84 Abs. 1 GG nicht zur 
Anwendung kommt. Sollten durch eine 
Rechtsverordnung Landesbehörden in den 
Vollzug des Gesetzes einbezogen werden, 
dann bedarf diese Rechtsverordnung nach 
Artikel 80 Abs. 2 GG, nicht aber schon 
das ermächtigende Gesetz, der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

b) Zu § 7 Abs. 4 

In der vorgesehenen Rechtsverordnung 
kann nicht das „Verwaltungsverfahren“ 
für örtliche Schiffsmeldestellen geregelt 
werden, sondern diese können — wie sich 
aus §9 Abs. 1 Nr.6 ergibt — zuAuskunfts- 
pflichtigen im Sinne des § 10 StatGes 
erklärt werden. Es handelt sich also um 
eine Vorschrift materiell-rechtlichen In- 
halts. 

c) Zu § 10 Abs. 2 

Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf die 
im Gesetz geregelte Statistik für Bundes- 


zwecke, sondern sie soll lediglich ermög- 
lichen, daß die für Bundeszwecke entstan- 
denen Unterlagen auch für eigene Zwecke 
der Begünstigten verfügbar gemacht 
werden können, ohne daß diesen hieraus 
Kosten erwachsen. 

d) Zu § 11 Abs. 1 

Auch diese Vorschrift enthält keine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens, sondern 
die in § 12 Abs. 2 StatGes ausdrücklich 
vorgesehene Zulassung der Weiterleitung 
von Einzelangaben an die fachlich zustän- 
digen obersten Bundes- und Landes- 
behörden. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Bundesrates nicht, da sie das Gesetz nicht für 
zustimungsbedürftig hält (vgl. zu 1.). Soweit 
Rechtsverordnungen nach § 5 Abs. 2 bestim- 
men sollten, daß das Gesetz von Landesbe- 
hörden auszuführen ist, ergibt sich deren Zu- 
stimmungsbedürftigkeit aus Artikel 80 Abs. 2 
GG. Es ist nicht erforderlich, nur für diese 
eine Möglichkeit die Zustimmungsbedürftig- 
keit nochmals im Gesetz zum Ausdruck zu 
bringen. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates zu. 
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